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Das Politische 1in den Friedenserklärungen
katholischer Bischofskonferenzen

ıne vergleichende Analyse

I )as Jahr 1983 WAarlr nıcht L11UT öffentlich-politisch, sondern auch innerkiırchlich
weıtgehend beherrscht VO  w} der Auseinandersetzung den Frieden, die Wege

seıner Sıcherung un Förderung angesichts der Massenvernichtungswalffen.
Insgesamt zwolt katholische Bischotskonterenzen haben sıch 1mM Lauf des Jahres,
teıls in umfangreichen Dokumenten, teıls 1n kürzeren Erklärungen und Aufrufen,

dem Thema geäußert. Der Tatbestand alleın schon ordert den Vergleich der
Texte heraus Jeder Vergleich erfolgt estimmten Aspekten, annn nıcht
das (sanze der Texte ın den Blick nehmen. Wenn ıch 1im tolgenden
polıtıktheoretischem Aspekt kritische Aussagen den Bıschofserklärungen
che, dann mOge INan 1es nıcht mıfßverstehen. Insgesamt halte ıch das Bemühen der
Träger des kırchlichen Lehramts dıe zeıtgemäafße Weıiterentwicklung der
kırchlichen Friedensethik für sehr pOSItIV, und das meıste, W 4S iın den 1m vorıgen
Jahr veröffentlichten Bischofserklärungen lesen isSt, tindet meıne volle Zustim-
INUNS. Gerade weıl MI1r daran lıegt, da{fß die kırchliche Friedenslehre auf Polıitik hın
handlungsleitend wırd, soll 1m folgenden den vorliegenden Texten eın struktu-
relles Problem herausgearbeıtet werden. Es sol] gefragt werden ach dem Ort un
dem Verständnıiıs VO  - Polıitik ın den Texten der Biıschofskonferenzen, OTAauUus sıch
tür die weıtere Diskussion un für die Konkretisierung der kırchlichen Friedens-
lehre wiıchtige Fragen ergeben“.

Es 1STt eıne nıcht übersehende Eıgenart und eın Grundproblem der
Friedensdiskussion der etzten Jahre, da{fß S1e sıch bewegt auf den FEbenen einerseıts
der Moral,; andererseıts der Milıtärstrategie und Waffentechnik und dabei die
Polıitik tast gänzlıch Dıieses Faktum 1St bemerkenswerter, als CS sıch
bei dem Konftlıikt, ın welchem dıe Waffenarsenale der beiden ager seıt Jahrzehnten
einander gegenübergestellt werden, eınen fundamentalen politischen Ord-
nungskonflikt handelt: die Wafftfen selbst und besonders die tomwaffen werden in
diesem Kontftlıkt ausdrücklich als „politische Waffen“ deklariert un spielen bısher
auch diese Rolle Sıe machen den Krıeg zwıschen beiden Lagern „unmöglıch“,
freilich erweıtern S1Ee zugleich den Konftlikt eıne milıtärstrategiısche un
milıtärtechnische Dımension un erschweren seınen polıtıschen Abbau? Unsere
Frage die Texte der Bischöfe lautet, ob 1n ıhnen das Politische iın seıiner
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Bedeutung für die Behandlung des Konftlikts, für Friedenssicherung un Friedens-
förderung hınlänglich deutlich wırd

Nun hat die kırchliche Friedenslehre selbstverständlich ıhren Schwerpunkt 1N
Theologie un Ethik, und sS1e kulminiert legıtımerweıse 1mM prophetisch formulier-
en moralıschen Appell dıe Verantwortlichen un die Staatsbürger. Dennoch
1st CS notwendig, auch S1e die rage richten, un W1e€e S1e Polıitik
un versteht, da sS1e Ja tür politisches Handeln relevant werden ll Um eıne
generelle Antwort vorwegzunehmen: Man ann nıcht > Politik werde iın
uUuNseTeN TLexten ausgespart der übersprungen. Es wırd vielmehr durchweg
sıchtbar, dafßs die Kunst der Polıitik heute 1n einem unerhörten Ma{ gefordert 1St.
Meın 7 weıtel geht dahın, ob 1eSs für den Durchschnittsleser und für die ber den
Frieden streıtende Offentlichkeit genügend deutlich wırd Ich meıne, das Politik-
verständnıs un dıe polıtısche Aufgabe der Friedenssicherung bleibe 1n den Texten
relatıv unscharft. Wenn 1es zutrifft, ann mu{fß I1a aber tfürchten, 1ın der Rezeption
un Verarbeitung der Texte werde dıe Bedeutung der Polıitik für den Frieden
weıterhın verkannt. Es INa se1n, da{fß WIr damıt eıne prinzipielle Er
lehramtlicher kırchlicher Aussagen SANT: Polıitik stofßen, die LLUTr den Preıs eınet
wen1g wünschenswerten Politisierung des kırchlichen Amtes überschritten werden
annn Um dringlicher wırd annn aber die rage, Ww1e€e CS mıt der kırchlichen
Friedenslehre un mıiıt ıhrer Umsetzung in polıtische Handlungsstrategien ach
den Bischofsworten weıtergehen soll

Unterschiedliche TLextsorten un natıonale Spezifika
Eın übergreifender Fragestellung durchzuführender systematıscher Text-

vergleich findet eıne gewichtige (Gsrenze 1n dem unterschiedlichen lıterarıschen
Genus, ın Anspruch und Zielsetzung der Dokumente. Der amerıkanısche „Pasto-
ralbrief“, das „ Wort“” der Deutschen Bischofskonferenz, der „Brief“ der Nıeder-
ländischen Bischofskonterenz schon aufßerlich durch ıhren Umfang A den
übrıgen Texten heraus; sS1e und auch das „Dokument“ der Französischen Bischots-
konterenz weıichen terner stärksten VO  3 der herkömmlichen orm des Hırten-
briefs ab, dıe INan 1ın der DDR, 1n Ungarn und 1ın Japan gewählt hat Der
argumentatıven Auseinandersetzung ın den vier enannten Texten stehen
nächsten dıe als „Erklärung“ bezeichneten Worte aus Irland un Belgien, während
dıe Öösterreichischen Biıschöftfe eınen „Appell“ formuliert haben, der iın Verbindung
mıt der Aufforderung ZUuUr Unterschrift eıner polıtıschen Inıtiatıve gleichkommt.
Die Schweizer Bischofskonterenz hat sıch den Text der Deutschen Bischofskonte-
1117 eıgen gemacht una ledigliıch eın „Beiwort“ tormuliert, die Bischots-
konterenz VO England un Woales hat eıne kurze „Erklärung“ ZUT Sıtuation ach
Begınn der SsSOoOgenannten Nachrüstung veröftentlicht.
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Gemeinsamkeıt der Ahnlichkeit in der orm heißt nıcht 1n jeder Hınsıcht
Gemeinsamkeıt 1mM Inhalt. Die Deutsche Bischofskonferenz argumentiert eher
prinzıpiıell un ehrhaft, die amerıikanısche AlßSt sıch stärker aut die konkrete
politisch-milıtärısche Sıtuation un auf entsprechende Streitfragen e1n. Der nıeder-
ländısche Brief grenzt schon ın der Überschrift seıne Thematık eın auf Atomrüuü-
S  b wenngleıich ST auch die Grundworte Friede un Gerechtigkeit 1m Tıtel
mitführt. Das tranzösısche Dokument arbeıtet 1n knapperer Diıktion das ethisch-
polıtische Dilemma und auch den politischen Ost-West-Gegensatz heraus.

(3anz gew1ß gehört ZU sıtuatıven Kontext der meısten Erklärungen der
Tatbestand, da{ß manche Bischofskonterenzen aus dem Gang der öffentlichen
Diskussion iın ıhrem Land auch eınen iınnerkiırchlichen ruck verspurten, sıch JALT:

Friedensproblematık außern un dabe] auch mögliche Einıgungstormeln
ringen . Dieser allgemeıne Tatbestand 1St treılıch Jjeweıls natıonal speziıfısch
ausgepragt, W asSs eıner eıgenen vergleichenden Untersuchung wWert wäre. Dıes soll
1er nıcht geschehen, zumal 65 A des SCHAUCH Einblicks 1n die ınnere Sıtuation
der jeweıligen Länder und Völker un ıhrer Kırchen bedürfte. Nachstehend soll
1U urz einıges landesspezifischer und nationaler Perspektive regıstriert
werden, W as sıch auch hne den Einblick ın die ınternen Verhältnisse unmıttelbar
A24US den TLexten ergıbt.

Der Pastoralbrief der amerikanıschen Biıschöte afßt vielen Stellen erkennen, da ler gesprochen
wırd der Last der Mıtverantwortung für dıe Polıitik eıner der beıden oroßen Atommaächte der
Welt: der Großmacht zudem, dıe als einzıge bısher Atomwaftten eingesetzt hat vgl 174 110) Der Tlext
enthält zahlreiche Bezüge 7AhG inneramerikanıschen Auseinandersetzung, ELWa ber 1etnam Uun! ber
Wehrdienstverweigerung (36), ber dıe Machtbefugnis des Präsıdenten (45), ber dıe Frage der
Wiıedereinführung allgemeıner Wehrpflicht (90) er Hauptunterschied den anderen Texten lıegt
jedoch In der intensiıven Auseinandersetzung mıt Theorie und Strategıe der Abschreckung, wobe1l dıe
Kritik Vorstellungen VO einem tührbaren der Sal gewinnbaren Atomkrieg eiınerseılts (60), die
Stellungnahme einen Ersteinsatz nuklearer W affen und für dıe Entwicklung nıchtnuklearer
Verteidigungsstrategien (63 f.) herausragen. In diesem Zusammenhang 1st für Stil un! Inhalt bemer-
kenswert, da: dıe Verpflichtung der USA, Westeuropa auch eınen konventionellen Angriff
schützen, ausdrücklich anerkannt wiırd (67 da ferner die Auseinandersetzung geführt wiırd auch auf
der Basıs der Befragung VO Experten und Politikern. Insgesamt 1st der Pastoralbriet eın Zeichen für das
hohe Selbstbewußtsein, das dıe amerıikanısche katholische Kırche inzwıischen hat hinsıcht-
ıch ihrer Bedeutung und damıt auch Verpflichtung tür dıe natiıonale polıitische Wiıllensbildung.

Der nıederländische Briet 1st stark autf die Thematık Waften eingeengt un:! führt eıne schon
trüher begonnene Diskussion weıter, indem ausdrücklich uch auf rühere Dokumente hıiınweist un!
s1e 1mM Anhang aufnımmt. In der Erklärung der Bıschöte Belgiens fällt der 1nweIls auf, auch kleinere
Länder mülfsten 1n den notwendıgen Verhandlungen gehört werden un!: gof Vermittlung versuchen
(2 Q f.) Ferner wiırd hıer, w1e 11UTI och 1mM Wort der deutschen Bischöfe (71; die Eınıgung bzw
Versöhnung 1ın W esteuropa als Stutze un! Zeugnis für den Frieden gekennzeichnet (222

Die Texte AUS Österreic und AUS der Schweiz spiıelen ausdrücklich auf die Neutralıtät ihrer Länder
Der Öösterreichische Text welst 1n diesem Zusammenhang jedoch den Gedanken eıner polıtıschen

Äquidistanz den beiden Lagern zurück 188{.), W 4S 1n seiner Bedeutung och verständlicher wiırd,
wenn Inan weıl, da{ß der Appell tormulıiert wurde als eıne Art Gegeninıitiatıve den ın Österreic
als linkslastig empfundenen Linzer Appell.
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Die Texte aus der DDR un! A4us Ungarn verleugnen ihre Herkuntft aus dem kommunistischen
Machtbereich nıcht, ındem S1€E sıch konzentrieren auf unantechtbare moralısche Grundposıitionen und
auf sıttlıche Prinzıpien; W as dıe Bischöfe der DDR nıcht daran hındert, deutliche Forderungen
hinsıchtlich der Anerkennung VO Wehrdienstverweigerern und Kritik Wehrkundeunterricht
tormulieren (180f.) Der Brief der ungarıschen Bischöfe legt den Akvzent auf den naheren soz1ıalen
Frieden seıne materiellen und moralıschen Gefährdungen und versucht, das prinzıpielle Ja ZU

Staat mMiıt ıstanz ZU „Sozıialısmus“ verbinden. Zur Würdigung solcher Lexte MUu: INa  ; realısıeren,
da{fß schon die Wahrnehmung eines Freiraums für relig1ös-moralische Verkündigung unabhängig VON

der Politik ın Staaten des Ostblocks auch eın Tatbestand VO: polıtischer Bedeutung 1St.
Da(ß der Brieft der Japanıschen Bischotskonterenz mehrtach Bezug nımmt auf Hıroshima und

Nagasakı, ann nıcht überraschen; ausdrücklıich spricht aber auch VO Japanıscher Kriegsschuld und
VO der heutigen Verantwortung Japans als Ostasıatıscher Industriegrofßmacht.

Das Dokument der Französiıschen Bıschofskonterenz enthält insotern eine typısch natıonale
Perspektive, als N 7zweımal den Tatbestand der Abschreckung des Schwachen den Starken
anspricht, Ww1e S1e durch dıe Waffen möglich geworden Ist; 1es geschıieht zunächst wertneutra!
(10), spater ann mMi1t ausdrücklıchem 1InweIls auf das moralısche Dılemma, welches dıe damıiıt
verbundene Strategıe der Städtevernichtung enthält (13) Schließlich spricht der yESAMTLE Schlußtej|] des
französıschen Dokuments dıe Frage ach der Glaubenskraft der tranzösıschen Christen

Das j1er gemeınte Politikverständnis und seın Ort 1ın den Texten

Unter Polıitik verstehen WIr 1er eınen spezıfischen Modus soz1alen Handelns,
der bestimmt 1St durch Bezug auf gesamtgesellschaftliche Verbindlichkeit, sowohl!
aut ıhr Zustandekommen als auch aut ihre Sıcherung un Vertretung 1n und
zwiıischen Gesellschatften. Dieser Begritf VO Polıitik 1St nıcht wertfreı verstehen.
Seıin normatıves Element ISt 1n dem Moment der Verbindlichkeit enthalten, W as

besagt, dafß menschliches Zusammenleben sowohl 1n Kooperatıon als auch beson-
ers 1in Konflikten der Orıentierung eiınem durchsetzbaren Allgemeininteresse
bedarf, welches in der Tradıtion der christlichen Gesellschaftslehre als Gemeın-
ohl bezeichnet wırd Gemeinwohl 1St jedoch menschlichem Erkennen und
Handeln nıcht vorgegeben, sondern aufgegeben. Papst Johannes Paul I1 iın
eıner treffenden Kurzformel Polıitik „kluges Bemühen das Gemeinwohl“
(Laborem Nr 20)

Dieses Politikverständnıiıs enthält eıne Reihe VO konstitutiven Bezügen, die 111l

sıch vergegenwärtigen mufs: den ezug auf die jeweılıge Sıtuation und Machtkon-
stellatıon 7zwischen Grofßgruppen und polıtıschen Verbänden: den ezug auf
nteressenkonflikte und auf die Getahr iıhrer gewaltsamen Austragung; den ezug
auf konstitutionelle un normatıv-ınstitutionelle Vorkehrungen, auf Ordnungen
un Regelungen, die Gewalt verhindern, Recht durchsetzbar, Interessenausgleich
möglıch machen sollen. Statt 1es j1er weıter entfalten, möchten WIr uns der
Küurze halber eıner 1mM angelsächsischen Sprachraum üblichen Dıiıfferenzierung des
Polıtikbegriffs bedienen, die u1nls für dıe vergleichende Analyse ÜLISELET Texte
hılfreich seın scheint. Die englische Sprache unterscheıidet reı Dımensionen des
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Politischen, namlıch „polıty Orm, Ordnungsrahmen, Verfassung, Instıtutio-
nen), „policy“ (Zıele, Aufgaben, nhalte, efte) un „polıtics (Prozefß Kampf
Konflikthandeln) S1e dıenen uns den folgenden Abschnıiıtten als tormales
Gliederungsschema Zuvor jedoch 1ST ach dem systematısch methodischen Ort
dessen unseren Texten fragen, W as WIL 1er als Politik umschrieben haben

Dıie rage des Verhältnisses VO kirchlichem Lehramt und Polıitik VO  3

sittlıchen Prinzıpıien un politischem Klugheıtsurteıl 1ST mehreren HSGT Texte
angesprochen un Sınn der Unterscheidungen beantwortet WIC S1IC das Z weıte
Vatikanısche Konzıil tormuliert hat (vgl Gaudıum et Spes Nr So er-

scheiıden die amerikanıschen Bischöfe ausdrücklich zwischen ıhrer Autorität
moralischen Fragen un dem Klugheitsurteil Anwendung moralıscher Prinzı-
DICH auf bestimmte Fälle, SIC das (Gewıssen der Gläubigen nıcht bınden
wollen 125) S1e wollen als Hırten, nıcht als Politiker sprechen (118 S1C wollen
nıchtI Fachdebatte oder politischen Streıit entscheiden sondern beides
die moralısche Dımension einbringen (85) dementsprechend sprechen S1C dort,
SIC sıch auf die Auseinandersetzung ML politischen un milıtärstrategıschen Fragen
einlassen, ausdrücklich VO Empfehlungen (vgl 75 f

Ahnlıch sprechen die deutschen Bischöte VO dem Recht der Kırche, polıtische
Fragen sıttlıchen Beurteilung unterstellen, hne damıt verbindliche
Eınzelaussagen ber Miıttel un: Wege ableiten wollen (vgl 8 f Wiıchtig 1STt

diesem Zusammenhang deutschen Dokument die Unterscheidung VO  a} rıe-
denssiıcherung un Friedensförderung, autf die WITr Spater zurüuckkommen INUuUusSssen

Hıer 1ST 11UTr testzuhalten, da{fß die deutschen Bischöfe der Kırche Fragen der
Friedensförderung, EeLW. Eıntreten für Recht un Gerechtigkeıit CLE eher
unmıiıttelbare Verantwortung zuschreıiben, während die Friedenssicherung den
Pflichten staatlıcher Politik gehört, die CISCHNCI Sachkompetenz, wenngleıch
nıcht unabhängıg VO moralıschen Normen, wahrgenommen werden LLLUSSCI Die
tranzösischen Bischöte beruten sıch dieser Problematik ausdrücklich autf die
Denktradition der praktiıschen Philosophie, iındem SIC VOT ZWCCI Extremen arnen,
nämlıch einerseılts praktische Fragen alleın technıischen Logık überlassen,
andererseıts S1IC deduktiv AaUus moralıschen Prinzıpıen beantworten wollen (vgl
11 vgl auch dıe nıederländischen Bischöfe 148) Mıt solchen Aussagen 1ST der
Handlungsspielraum der verantwortlichen Politiker ebenso respektiert WIC deren
Aufgabe, ber die Möglichkeıiten erıJe gegebenen Sıtuation CinNn verantwortbares
Klugheitsurteil

In keinem Text wiırd ferner die alte Kriegsethik kasuıstisch weıtergeführt auch
dort nıcht, ausdrücklich MI1 den FElementen der überlieferten Lehre VO

gerechten Krıeg gearbeıtet wiıird WI1C Pastoralbrief der amerikanıschen Bischöfe
und Text der iırıschen Bischöfe Vielmehr 1IST das grundlegend (semeınsame und
Weıtertührende der Erklärungen darın sehen, da INan versucht wegzukom-
Iinen VO Nachdenken ber den Grenztall rıeg un hın FA Nachdenken
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darüber, WIC der Friede heute gesichert un langfristig autf CUu«c Grundlagen gestellt
werden könne Der polıtısch sıchernde un gestaltende ırdısche Friede wırd
durchweg als ein Prozefß verstanden, welchem die Aufgabe der Politik darin
besteht heutige Friedenssicherung schrittweise 1NnN€ NECUEC Ordnung des Friedens
auf anderen Grundlagen überführen (vg] den amerıkanıschen TLext x 1 {+$ ber
Rüstungskontrolle und Abrüstung; Deutsche Bischofskonferenz und 361 ber
den Wegcharakter der Aussagen ZU Frieden, 48 ber Zwischenlösungen den
nıederländischen Text 144 ber die UÜberwindung des Abschreckungssystems als
„vorsıichtig geführten Prozef{ß‘ das französısche Dokument 19 ber das „langwie-
I15C Unternehmen

Da 1er nıcht biblischer Fundamentalismus regıert sondern der Versuch
verantwortungsethisch auf die heutıge Sıtuation einzugehen, wırd mehreren
Texten deutlich durch die ausdrückliche Unterscheidung VO  e} gyöttlichem und
irdıschem, VO dem der Bıbel verheißenen endgültigen und dem
gefahrdeten polıtischen Frieden Unterscheidung heißt nıcht Irennung; vielmehr
mu{( der Christ WenNnNn bıblısche Verheißungen nıcht leere Worte bleiben sollen,
auch ach Zuordnung fragen Di1e Grundaussage AAR lautet9die Heilsgabe
des yöttlichen Friedens verpflichte den Christen Z Engagement für den
iırdischen Frieden; dieser könne ein Zeichen, C1M Vorschein des göttlichen
Friedens uUuNsSsSeTITCT Zeıt werden, bleibe jedoch gefahrdet un könne den
endgültigen Frieden nıcht vorwegnehmen (vgl amerikanıschen Text 23 { 34 +
Dt Bischofskonferenz 10{fft 39 f nıederländischen 'Text 134 DDR lext 1774

In dıesen Zusammenhang gehört die heute 1e] diskutierte rage ach der
Bedeutung der Bergpredigt bzw des Evangelıums INSSESAML für polıtisches
Handeln un speziell ach der Bedeutung der VO Evangelıum geforderten
Gewaltlosigkeıit Dıie deutschen Bischöfe legen eindringlichen Interpreta-
L10N dıe Bergpredigt Aaus als Weısung und Herausforderung allen Lebensbere1-
chen, die jedoch nıcht gesetzlich verstanden werden könne un das Urteil VO

Vernunft und Klugheıt nıcht ersetfze Dichter die polıtische Grundpro-
blematık gehen die Biıschöte Belgiens heran MI1 ıhrer Aussage, das Evangelıum
ordere CINETSECITS; bedrohte un unterdrückte Mitmenschen verteidigen, 1aber
andererseıts auch keıine tödliche Gewalt anzuwenden (211 Entsprechend heißt
CS Spater, die Kırche konkrete Wege suchen zwıschen prophetischer
Gewaltlosigkeıit un dem Realiısmus der Selbstverteidigung, der Christ
Überzeugung un Sınn für konkrete Verantwortung ı Übereinstimmung bringen

Ahnlich ZUgeSPILZL formulieren die französıschen Bischöfe das Grunddıilem-
In welchem alle Polıitik für den Frieden steht ındem S1IC die Gewaltlosigkeit
Christı un dıe Pflicht des Staates AD Schutz SCINCT Bürger gegenüberstellen (9)
indem S1IC zugleich der Gewaltlosigkeit ein prophetisches Zeugnıis, C1NC Erinne-
rung die Gefährlichkeit des Miırttels Gewalt un heute mögliıche Veränderun-
SCHh sehen
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Dıies alles 1St grundlegend wichtig un hılfreich für die weıtere Diskussion als
Orientierung für solche, die bereıt sınd, Orientierungshiltfen benutzen; als Hıltfe
auch, pseudorelig1öse Friedensschwärmereı1 einerseıts, Resignation anderer-
se1ts vermeıden. Dennoch bleibt meın Gesamteindruck AUS allen diesen
Passagen, da{fß die Eıgenart des iırdisch-polıtischen Friedens und die Schwierigkei-
ten seiner Sıcherung nıcht deutlich gekennzeichnet werden. Im Kontext

relig1ıös-prophetischer ede wiırd dıe polıtische Aufgabe der Friedenssicherung
ZW al ımmer wiıieder angesprochen, aber S1e bleibt als politische unterbelichtet. Dies
wird deutlicher, Wenn WIr uns nunmehr mı1t Hılte WHIESETGT ben getroffenen
Unterscheidungen der Diımensionen des Politischen den entsprechenden FEinzel-
iragen zuwenden.

Polıty Politik als Ordnungsaufgabe
ıne politisch gestaltende Rechtsordnung 1St Bedingung des Friedens ınner-

WwWI1e 7zwischenstaatlıch. Dıies wiırd ın uUuNseICIN Texten durchweg gesehen, 1n einıgen
ausdrücklich hervorgehoben. Von der Bedeutung der innerstaatlıchen Rechtsord-
NUNs für den Frieden sprechen allerdings L1UT der amerikanısche un der westdeut-
sche, Sahz knapp auch der französısche 'Text. Die amerikanıschen Bischöfe heben
den realen, aber relatıven Wert des souveranen Staates hervor (9Q1); die deutschen
Bischöfe sprechen VO der Pflicht staatlicher Politik, die Rechtsordnung un die
Fxıstenz des Volkes sıchern 9)s und beschreiben terner den demokratischen
Rechtsstaat ausdrücklich als eıne Friedensordnung Dıie ftranzösıschen
Bischöfe nNENNEN die institutionell gesicherte sıttlıche Ordnung, den „etat police“,
eıne Friedensgarantıe für dıe Bürger (92) Insgesamt geben uUuUNseIC Texte für den
Zusammenhang zwiıischen ınnerer Ordnung un zwischenstaatliıchem Frieden
nıcht allzu viel her

Die AaUus zahlreichen kırchlichen Verlautbarungen bekannte Forderung ach der
Entwicklung eıner Weltfriedensordnung wırd 1m amerikanıschen, 1M westdeut-
schen, im nıederländischen un1 französıiıschen Text aufgenommen und ZU eıl
erläutert. Die nıederländischen Bischöfe nNneNNECEN Struktur und Organısatıon der
heutigen Welt unzureichend und ordern eıne weltumspannende Autorität 150)
Die Deutsche Bischofskonferenz macht deutlicher, da{ß eıne Weltfriedensordnung
nach den Prinzıpien der Subsıdiarıtät un Solıdarıtät gestaltet werden mu{flte un:
Z/wischenlösungen auf dem Weg diesem Ziel möglich sınd Die ameriıika-
nıschen Bischöfe verbinden das Zie] der Achtung des Krıieges mıt der Notwendig-
keıt eıner anerkannten Weltautorität (39) ordern eın moralısches un poliıtisches
Konzept eines internationalen Gemeinwohls (9 f.);, außern konkret ıhr Bedauern,
daß die UN:  S& nıcht genügend als Möglichkeit eıner Weltordnung des
Friıedens gewürdıgt werde (47) un mahnen ıhre eıgene Regierung, ın den
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Vereıinten Natıonen wiıieder stärker eıne ın dıesem Sınne heltfende Führungsrolle
übernehmen (100 und 120)

Angesıchts der ın vieltältigen Varıatiıonen iın katholischen Dokumenten wıeder-
holten Forderung ach der Entwicklung eıner solchen Weltfriedensordnung bleibt

fragen, ob nıcht ınzwıschen konkretere Ausführungen un Handlungsstrate-
v1en dringend nötıg waren. Die Begründung der Notwendigkeıt eıner Weltfödera-
t10Nn der Staaten A4US eiınem Weltgemeinwohl 1st ebenso einleuchtend W1€ ıhr Autbau
un ıhre Durchsetzung heute tast unvorstellbar. Es handelt sıch beinahe die
Quadratur des Kreıses, WEeNn 111a bedenkt, dafß eıne Weltautorität eınerseıts viel
Macht haben müdßte, jeden möglıchen Aggressor iın die Schranken weısen
können: aber zugleich andererseıts nıcht sovıe] Macht haben dürfte, da{fß die
Selbständigkeıt der Einzelstaaten 1ın eıner Weltdiktatur unterginge. Nun ann 11an

ZUTF Lösung dieses Problems VO den Bischöfen nıcht gul Vorschläge erwarten
ber da dıe Bischöte in Übereinstimmung mıt den Päpsten uUuNseceICT eıt 1m Autbau
eıner Weltfriedensordnung, verbunden MI1t vertragliıch gesicherter Abrüstung, dıe
Lösung des Friedensproblems überhaupt erblicken, bleibt die Beschränkung auf
die abstrakte Forderung unbefriedigend un annn WI1e€e eıne unpolıtische Austlucht
wirken. Wenigstens bedarf CS künftig darüber eınes ebenso intensıven Gesprächs
MI1t Fachleuten un: Politikern Ww1e€e ber heutige Strategjefragen. Dabe] ware auch

tragen, ob nıcht die weltumspannende katholische Kırche 1e] mehr
Impulsen, Erfahrungen un Kräftften 1n die geforderte Entwicklung einbrin-
sCchHh kann, als s1e CS ZUT eıt tut

Das grundlegende Diılemma heutiger unbefriedigender Friedenssicherung durch
die Einzelstaaten un: ıhre Bündnisse wırd 1ın fast allen Texten mıt zıiemlicher
Übereinstimmung herausgearbeıtet. Ledigliıch kurze Verlautbarungen WI1e€e die AUS

ÖOsterreich un der Schweız, der ungarısche un der Japanısche Briet SOWIl1e die
Erklärung der Bischotskonterenz VO England un: Wales aufßern sıch darüber
nıcht. In allen anderen wiırd, Z e1l ın Aufarbeıtung der tradıtionellen Lehre
VO gerechten Krıeg, das Recht und die Pflicht sıttlıch erlaubter Verteidigung
mıt dem durch die modernen Massenvernichtungswatfen i  — geschaffenen Tatbe-
stand konfrontiert, daß heute bereitgehaltene Verteidigungsmittel nıcht aNSCWCN-
det werden dürten. Aut die Aporıe zwıischen notwendiıger abschreckender Dro-
hung mMmMiıt dem Eınsatz un: wahrscheinlicher Unerlaubtheit des Eınsatzes selbst
mussen WIr zurückkommen: S1e vorläufig auszuhalten, scheint Bedingung
heutiger polıtischer Friedenssicherung.

Unter ordnungspolıitischem Aspekt soll 1er eıne andere rage erortert werden.
Es fällt auf, da{ß eLtwa die amerıkanıschen und die ırıschen Bischöte eınerseıts
deutlicher als die Deutsche Bischofskonterenz VO der Fortgeltung der Lehre VO

gerechten Krıeg ausgehen un mıt dem 1n ıhr überlieterten ethischen Instrumenta-
riıum argumentıeren, andererseıts jedoch die Entwicklung gewaltfreier Methoden
der Kontlıktlösung tordern, wobel „sozı1ale Verteidigung“ ausdrücklich als Alter-
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natıve ın Betracht BCeZOBCNH werden soll (Irland 202 USA Z Dıie ede VO der
Alternatıve 1Sst jedoch höchst mıfßverständlich. Nur be1 sehr gCHhauUCI Lektüre des
amerikanıschen Textes wırd erkennbar, dafß für die 1in staatlıcher Verantwortung
planende Verteidigung dıe „sozı1ale Verteidigung“ L1UT als Ergänzung und gerade
nıcht als Alternatıve empfohlen wırd Deutlicher kommt 1€eSs 1mM deutschen un 1m
französıschen Text Zu Ausdruck. Dıie deutschen Bischöfe sprechen VO  a} der
Notwendigkeıt, dem Unrecht wehren, Recht und Gerechtigkeit verteidigen,
und weısen darauf hın, da{ eın einselt1g erklärter Verzicht autf diesen Schutz un
auf Wiıderstand als Schwäche un: als Einladung politischer Erpressung verstan-

den werden könne (40) Die französıischen Bischöfe zıtı1eren dies zustiımmend und
erganzen, schlecht abgegrenzte Gewaltlosigkeıit könne Kettenreaktionen unerklär-
lıcher Gewalt enttesseln (8) Idiese Posıtion wırd an 1aber 1mM Licht der bıblıschen
Herausforderung ZU Zeugnıis der Gewaltlosigkeit relativiert, wenn 65 abschlie-
Kend heißt, urz- un muıttelfrıstig gedacht scheine dıe gewaltlose Alternative och
recht unsıcher seın (10)

Iiese schwierigen und heute 1e] diskutierten Fragen muü{fsten dıtferenzierter
bearbeıtet werden. Mır scheint die Spannung zwıschen prophetischer ede un
polıtıscher Ethik ın unseren Texten, gerade be] den IThemen Gewaltlosigkeit un
„sozıale Verteidigung“, nıcht Sahz bewältigt. Wenn die Texte, W1€ WIr och sehen
werden, VO verantwortlichen Politiker die Kunst der Dıplomatie, der Verhand-
lung un! des Kompromıisses tordern, annn 1€es heute och Verteidigungsfä-
hıgkeit des Staates VOTaus. Dazu genugt aber „sOozı1ale Verteidigung“ nıcht, weıl S$1e
eıne Art Wiıderstand ach dem bereıts erfolgten Angrıiff darstellt. Unter den
Bedingungen eıner künftigen Weltfriedensordnung INas s$1e für den Einzelstaat
genugen; annn ware aber vorausgesetzlL, da{fß die vorbeugende Verhinderung VO

Gewalt durch Androhung VO Gewalt autf die Weltautorität übergegangen 1St
Kırchliche Friedenslehre darf das Recht, welches S1€e ständıg als Bedingung des
Friıedens ın Erinnerung ruft, nıcht moralısıerend oder 1n prophetischer ede
sehr VOoNn der Wirklichkeit abheben, da{ß die Notwendigkeıt seıner Erzwingbarkeit,
dıe Vıs COacCt1Iva, verschwindet.

Unter dem Polity-Aspekt 1st terner fragen, ob und W1e€e die Texte sıch mıt der
ideologisch-ordnungspolitischen Grundfrage des Ost-West-Konflikts befassen.
Insgesamt bleiben s1e dabe] sehr 1mM Grundsätzlıichen, ındem S1€e durchweg dıe
doppelte Aufgabe bezeichnen, eınerseıts Krıeg verhüten, andererseıts Freihei-
ten un: Menschenrechte sıchern und für mehr Gerechtigkeit SOTgCN. Im
Vordergrund steht die Erörterung der Problematik moderner Waffen, nıcht die
Frage der polıtischen Ordnung. Nun wırd iINan durchaus können, da{ß autf
katholischer Seıte kal den meısten Ländern, AUS denen Bischofsworte vorlıegen, eın
Nachholbedarf Ehtik der Kriegsverhütung und der Abrüstung angesichts der
MmModernen W aften bestand. Unverkennbar geht jedoch 1ın einıgen Texten mıt
diesem Nachholen eıne Scheu einher, ın der rage der politischen Ordnung, das
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heifßt Z Kern des Ost-West-Konftlıkts, Farbe bekennen. Es außern sıch dazu
überhaupt L11UT die amerikanıschen, die deutschen, dıie nıederländischen und die
tranzösıschen Bischofe

Die nıederländıschen Bischöfe sprechen auttallen neutral VO  } der Exıstenz ENISHECSCNZESELZLETr
Machtblöcke (1553 und ordern 1mM Zusammenhang mi1t dem KSZE-Prozeß AZu auf, „dıe gaNZ anderen
Verhältnisse .. In osteuropäischen Ländern“ berücksichtigen 149) Dagegen bekennen sıch die
merikanıschen Bıschöfe, wenn auch mMı1t kriıtiıschen Zwischentönen, den Freiheiten der USA und
betonen den Unterschied 7zwischen der eigenen Gesellschaft und totalıtären Herrschaftften, verweiısen
aut iıhren Hırtenbrief FA Marxısmus un: konstatıiıeren ausdrücklich, sowjetisches Vormachtstreben
un Bedrohung se]len nıcht Jeugnen (94 {f.) uch plädıeren sS1e Navıtät für kühlen Realismus
1mM Verhandeln Entspannung (96 f > nachdem sS1e schon 1im Zusammenhang mıiıt Abschrek-:
kung VO dem „anderen Gesichtspunkt“ gesprochen haben, ın einem Gleichgewicht der Kräfte dıe
Unabhängigkeıt und Freiheit der Staaten und Völker schützen.

Deutlicher och 1St der Tlext der Deutschen Bischotskonterenz. Gleich Begıinn wırd dıe Spannung
zwischen dem ıdeologischen Anspruch des kommunistischen 5ystems und treiheıitlicher Rechts- und
Sozialordnung eıne der Hauptursachen des Ost-West-Konftlikts geNANNT (6) Das marxıstisch-lenıinisti-
sche Friedensverständnıis wırd als friedensgefährdend dargestellt (31 DE und spater 1St VO den Wwel
Geftahren dıe Rede, VO  - der Kriegsgefahr und VO der totalıtären Bedrohung, denen beiden gleichzeitig,
und WAaTr VOT allem miıt politischen Miıtteln begegnen se1 (49) Die deutlichste Sprache spricht in
dıeser Hınsıcht 1n seıner Prägnanz, aber auch ın seiner Gliederung und Gedankenführung, das
ftranzösısche Dokument. Kapıtel 1st überschrieben „Zwischen Krıeg un: Erpressung“. Nachdem Oort
zunächst ausdrücklich dargelegt ISt;, eın oroßer ABC-Kriıeg se1 1n keiner Weıse rechttertigen, wiırd dıe
andere Seıte des Dılemmas scharf beleuchtet: Es wırd hıingewiesen auf die erpresserische Strategie
Hıtlers dıe nachgiebigen westlichen Demokratien; wırd ausdrücklich gESART, rüuhere Demo-
kratıen würden mıiıt Gewalt 1m Ostblock gehalten un! autf westliche Demokratien werde ständıg Druck
ausgeübt. Man wolle damıt die Welt nıcht manıchiisch iın Gut un:! BOöse einteılen, uch dıie westliche
Welt sel krank, aber s ware ungerecht, alle gleich behandeln un! dıe Augen VOT dem aggressiven
Charakter der marxiıstisch-leninistischen Ideologıe zu - verschließen (3

Man wurde sıch wünschen, da{ß in den Texten 1mM gleichen Zusammenhang dıe
Frage erortert würde, WwW1e€e INa mıt eınem solchen Gegner polıtisch umgehen mujfß,

heute den Krıeg verhindern un für IMOÖOTrSCH der übermorgen iın ıhm den
Vertragspartner 1n eiınem anders sıchernden Frieden gewınnen. Dazu
enthalten manche Texte anderen tellen ein1ges, VOT allem dem Stichwort
Dıialog, W as WIr spater och eiınmal aufgreıten mussen. Man mu{fß sıch jedoch
fragen, ob der Durchschnittsleser hınlänglıch weılß, W as gemeınnt Ist, WEeNN ZU

Beispiel die deutschen Bischöfe Sagch, 11an musse beiden Gefahren, der Kriegsge-
tahr und der totalıtären Bedrohung, mMi1t politischen Miıtteln begegnen. Was heifßst
politische Bewältigung, Kontrolle un aAllmählicher Abbau des Ost-West-Kon-
tlıkts? Dıies 1st eıne der Fragen, VO denen INa  3 durchaus kann, ıhre
Beantwortung se1 nıcht Sache des kırchlichen Lehramts. ber die Bischöfe mussen
Sorge dafür tragen, da{fß verstanden wiırd, welch vielfältiıgen und dıifferenzierten
Autfgaben sıch 1er sowohl für den verantwortlichen Pohitiker als auch für den
eintachen Staatsbürger ergeben; un da{fß CS eınes sehr langen Atems bedarf, sollen
diese Aufgaben bewältigt werden.

Zu diesem langen Atem gehören die Fähigkeıit und die Bereitschatt der rechts-
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staatlıchen Demokratien TT Selbstbehauptung. Unter dem ordnungspolitischen
Aspekt ann I11all durchaus der Meınung se1ın, dıe Bischöte hätten diese Selbstbe-
hauptung ausdrücklich auch als Bedingung eıner künftigen Weltfriedensordnung
ansprechen sollen. Es ware dies LUT die Konsequenz A4US vielem, W 4S iın allgemeinen
Wendungen ın einschlägigen kırchlichen Dokumenten und auch 1ın unseren Texten
immer wıeder DESART wiırd, da{fß namlıch die Respektierung VO Freiheit un
Menschenrechten und die Mehrung sozıaler Gerechtigkeit Voraussetzungen dau-
erhaften Friedens sınd Sıcher kranken die freıen westlichen Gesellschaften
vielen Mängeln, insbesondere praktischem Materı1alısmus un Großgruppen-
eZO1SMUS, un auch solche Phänomene wirken indırekt irıedensgefährdend. ber
der demokratische Rechtsstaat 1St das bısher einzıge eidlich tunktionıerende
Konzept triedlicher Kontfliktregelung 1ın un zwıischen pluralıstischen Gesellschaf-
ten Respektierung VO  e} Menschenrechten. Deshalb sollte auch kırchliche
Friedenslehre dies, und ZW al gerade des Friıedens wıllen, Mır scheint
dies notwendiger, als CS ın zunehmendem Ma{fß Gruppen VO insbesondere
jJungen Chrısten o1bt, die meınen, ın der vorpolitischen Sıtuation der neutfestament-
Iıchen Gemeıinde leben oder leben sollen, 1n der eıne radıkale Übereignung
(sott und eıne ebenso radıkale Nachftfolge Jesu ıhnen diıe Distanzıerung VO

eıgenen treiheitliıchen Rechtsstaat, Ja die „Entrüstung” ıh befehle. Beı allem
Respekt VOT dem ındıyıduellen Glaubenszeugnis, die Diıstanzıerung der gläubigen
Chrıisten VO unserem heutigen Staat ware katastrophal nıcht 1Ur tür UNsSsSeETIEC

Gesellschaftsordnung un unsere Freiheıit, sondern mıt aller Wahrscheinlichkeit
auch für den Frieden.

Policy polıtische Programm- und Zielvorstellungen
In eiıner gewıssen Spannung der eben festgestellten Zurückhaltung 1ın bezug

auf die ıdeologische un besonders autf die ordnungspolitische Seıte des Ost-West-
Konftlıkts steht die iın allen Texten teıls vorausgesetzle, teıls explızıerte umftassende
Friedensvorstellung. Von der 1n kırchlichen Texten selbstverständlichen Betonung
der relıg1ösen Dımension des Friedens W al schon die ede ber auch der davon
unterscheidende ırdiısche Friede wiırd nıcht eingegrenzt autf dıe gewaltlose ZW1-
schenstaatliche Koniliktregelung, er wırd vielmehr Grundwerte WwW1e€e Freıiheıt,
Menschenrechte un sozıale Gerechtigkeit geknüpftt. Dıies 1St alteuropäıische un
zumal bıblische un christlıche Tradıtion; 6S 1St insotfern plausibel, 1st aber zugleich
problematisch. Nach allgemeıner Überzeugung ann Friede hne Recht un:
Gerechtigkeit nıcht dauerhaft seın; andererseıts enthält eın ENtgreNZLieEr Friedensbe-
oriff die Gefahr, gewaltlose Konfliktregelung 7zwischen Staaten zusätzlıch
erschweren. Dıie Betonung gegensätzliıcher Wertvorstellungen 1n der Politik 1St
gee1gnet, ohnehiın vorhandene Gegensatze ideologisch autzuladen. In den Bı-
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schofsworten, die den umtassenderen Friedensbegriff ausdrücklich entwickeln
der zumındest ansprechen, wiıird diesem Problem in unterschiedlicher Weıse
Rechnung

Dıie österreichischen Bischöte tun 1es sıtuationsbezogen, wenn S1e 9 Friede se1 mehr als
Abrüstung und strategische Modiıfıikation; ber die jetzıge sehr bedenkliche Sıtuation rechtfertige CS,
zuerst die brennendsten Getahren ın den Blick nehmen, W as nıcht ausschließe, dafß INa  } sıch zugleich
den Menschenrechten, den Ideen der Freiheıit und Gerechtigkeit verpilichtet WI1Sse Die
amerikanıschen Bischöte bekennen sıch ausdrücklich einem „posıtıyven“ Verständnis VO Frieden,
der auf den zentralen menschlichen Werten Wahrheıt, Gerechtigkeit, Freiheit und Liebe errichtet
werden musse uch die tranzösıschen Bıschöfte bewegen sıch 1ın dieser Hınsıcht 1ın den Bahnen
VO:  ; Pacem 1n terrıs mMı1t den 1er Grundwerten als Bedingung künftigen Friedens Zuvor schon
tindet sıch 1M amerıikanıschen Text die wichtige, treılıch 11UT beiläufige Bemerkung, Gerechtigkeit und
Frieden gerieten ın der Geschichte auch iın eın Spannungsverhältnis; der Kampf Gerechtigkeit könne
bestimmte Formen des Friedens gefährden; den Ursachen VO Krıegen gehörten nıcht Nur sündiıge
Formen VO:  3 Herrschaft, sondern uch Konflikte VO  - Werten 'Llfld Interessen (35) Die Deutsche
Bischotskonterenz versucht dem Problem gerecht werden durch dıe Unterscheidung VO Friedenssi-
cherung un! Friedensförderung. Erstere besteht 1ın dem notwendıgen defensiven Schutz grundlegender
Rechtsgüter des Gemeılnwesens, letztere versucht, zwıschenstaatliıchen Frieden künftig stärker auf dıe
Achtung der Menschenrechte, aut dıe Anerkennung des menschheıtlichen Gemehnmwohls 1n Freiheit und
Gerechtigkeıit gründen (3 /) Beide Aufgaben werden ann nacheinander 1m zentralen Kapıtel des
lextes enttaltet. Wır haben schon daraut hingewıesen, da{fß Friedensförderung auch unmıiıttelbar
kırchliches Wirken ermöglıcht un! ertordert.

Nun mussen programmatische Zielvorstellungen, WenNnn s1e polıtisch wırksam
werden sollen, auf die gegebene polıitische Konstellation und aut iın ıhr enthaltene
Möglichkeiten bezogen werden. Darın bleiben die Texte durchweg zurückhaltend
bıs schwach, Jjedenfalls W as dıe zentralen Gehalte eınes posıtıven Friedensbegrıitis,
also Menschenrechte un Gerechtigkeıt betrittt Hıer öffnet sıch eın weıtes Feld
möglıchen christlıchen Friedenshandelns. Konkreter sınd dıe Texte ZUuU Problem
der Abrüstung, W 4S verständlich un DOSItIV erten 1st, weıl eıne zwischen ÖOst
und VWest gelingende Abrüstung das möglıche Bındeglied seın könnte zwiıischen
Friedenssicherung un Friedensförderung, zwischen heutiger Kriegsverhütung
und künftiger Weltiriedensordnung. Allerdings 1st Abrüstung polıtısch L1LUT realı-
sıerbar be1 gleichzeıtiger Miınderung des polıtischen Grundkonftlikts, W asSs in
einıgen TLexten gesehen ist.

Allgemeıne Aussagen 7AERG gegenwaärtıgen politischen Konstellatiıon tindet INan ber das hınaus, w 2as

ben schon 7408 Ost-West-Konflikt SESART wurde, 11UT 1ın Form un! ın pauschalen Begriffen WwI1€e
Machtblöcke un! Rüstungswettlauf (vgl Japanısche Bischöfe 775 f! DDR-Bischöfe L/9 nıederländi-
sche Bıschöte 136 Be1 letzteren heißt ZUuUr Sıtuation terner, 1n Europa se1l die Getahr militärischer
Kontrontation besonders orofß (142), eıne Aussage, die dıe geschichtliche Erfahrung selit 1945 nıcht
gerade auf ıhrer Seıte hat.

Am schärfsten wiırd, w1e schon ZUT Ideologieproblematik ausgeführt, dıe polıtische Konstellatıon
VO  - den französıschen Bischöten gekennzeichnet dem Stichwort möglıcher Erpressung. Am
meısten 1n dıe Einzelheiten geht der amerikanısche ext Er bezeichnet dıe Konstellation anfangs als
eıne Welt souveraner Staaten hne Zentralgewalt mMiıt zahlreichen Kontlikten (Z5) spricht spater VO  — der
Interdependenz der Staaten und der okalen Konftlıkte, besonders Wenn ıhnen dıe Atommiüächte
beteilıgt sınd, WOTaus eıne besondere Verantwortung der ro{fß- und Supermächte abgeleitet wird
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(48£.) Spater tinden sıch Hınweıise auf dıe geschichtliche Entwicklung der heutigen Weltlage mıt
Andeutung VO Kritik rüheren polıtischen Entscheidungen (58), un! schließlich wiırd Abschrek-
kung als Kern der gegenwärtigen Beziehungen 7zwischen USA und SowJetunion gezeichnet, wobej eıne
Reihe 1er nıcht darzulegender strategisch-milıtärfachlicher Unterscheidungen eingeführt werden
(67£.) Dıie besondere Verantwortung der beiden Supermächte für den Weltfrieden wırd mehrtach
betont, eıner Stelle uch mMI1t dem ausdrücklichen 1nweIıls auf die Verpflichtung der beiden Mächte
AuUs dem Atomwaffensperrvertrag (83)

Konkreteres ZUur polıtischen Konstellatıon enthalten uch andere Texte, un! ‚W al VOT allem dort,;
S1€ siıch mıt der Gefahr un! mıt der Strategıe der Abschreckung betfassen. Es wiırd die
Paradoxıe der Sıtuation gekennzeichnet (Niederlande 143 {T.): wiırd VO  ; vorläufiger Notordnung un!
Notlösung gesprochen (deutsche Bischöte 5 9 belgische Bischöte 2161.); VO  -} der Logık der Verzweıt-
lung un! VO  ; Gratwanderung (französısche Bıschöfe 13) In der prinzıpiellen moralischen Bewertung
der Abschreckung stımmen die Texte übereın, ındem S1€, teıls Berufung auf ohannes Paul I1 mıt
seiner Aussage VO: Junı 1982, eıne bedingungsweise Duldung aussprechen der Prämıisse, dafß 6S

Kriegsverhütung geht (Belgien und Niederlande ebd., Irland 204I England/Wales 2 9 Bundesre-
publık 5 LE ort das Papstzıtat, Frankreıich 3E 12 das Papstzıtat).

Fıne be1 der heutigen Konstellation ansetzende Erörterung polıitisch realısıerbarer Schritte aus der
Sackgasse heraus tindet 11UI ansatzweıse Dıie nıederländischen Biıischöte sprechen mMiıt oroßer
Vorsicht davon, estimmten Bedingungen se1l eine verstärkte konventionelle Rüstung vielleicht
annehmbar (141£.) Dagegen verknüpft dıe Deutsche Bıschotskonterenz dıe Vermeidung beider
bkormen des Krıieges CNE mıteinander (50 un! 1etert mıt ihren bekannten Krıterien ZUuUr Beurteilung
VON Abschreckungsmitteln möglicherweıise eiıne auch politisch wıirksame Orientierungshiltfe. Dıie
tranzösischen Bischöfe fassen gpanz hnlich solche Krıterien urz un! warnen 1m
übrigen ebenfalls, die Getahr des konventionellen Krıeges übersehen (6)

AÄAm weıtesten 20l sıch dıe amerikanıschen Bischöfe auf das politisch-miliıtärstrategische Feld VO  <

Dıe breite und auf die inneramerikanısche Diskussion bezogene Erörterung des Fınsatzes VO

Atomwaftten SOWIl1e der Theorie un: Praxıs der Abschreckung 1N den Abschnitten un! des Kapı-
tels 8! ann 1er nıcht nachgezeichnet werden. Herausgehoben werden soll 11UT dıe Posıtion den
Ersteinsatz VO  . Nuklearwaffen un! für dıe Entwicklung nıchtnuklearer Strategıe wobej
entgegenstehende Argumente, bekanntlich uch Aaus Europa vorgetragen, berücksichtigt werden: ferner
die schweren Bedenken die Vorstellung VO einem „begrenzten Nuklearkrieg“ (65 18L schließlich
dı als Empfehlung bezeichneten sechs Vorschläge ZUr Begrenzung, ZUuUr Kontrolle und Z,U) schrittwei-
SC1I] Abbau der Arsenale beıider Supermächte (ZE).
Ile Texte, sOWweıt S1e VO Abrüstung sprechen, stellen sıch diese als eınen

schrittweisen Prozefß VOT, als kontrollierten, vertraglich gesicherten Abbau VO

Potentialen. uch eıne Ermutigung ersten Schritten der eınen Seıte un!:
gewissen Vorleistungen ausgesprochen wırd, wırd die Notwendigkeit der Rısıko-
kalkulation eingeräumt (vgl. USA 81 f:: Deutsche Bischofskontferenz 54f Nıeder-
lande 144/146{4f£.: Belgien 218) Politisch realisıerbare Möglichkeiten sınd damıt
treilich nıcht aufgezeıigt. Zu ıhnen wurde 111a erst vorstoßen, WenNnn die ethisch W1e€e
polıtıktheoretisch unantechtbare Forderung ach gleichgewichtiger und kontrol-
jerter Abrüstung verknüpft würde mıt der Analyse der heutigen Konstellation un
ihrer Vorgeschichte, WI1e 1es die amerıiıkanıschen Bischöfe 1m Ansatz versuchen.
Man ann aber füglıch bezweıteln, daß 1€eSs och Aufgabe bischöflicher Erklärun-
SCH sel Dıie amerikanıschen Bıschöte sınd sıch der Problematik voll bewulßt, iındem
S1ie hier Nur och Empftehlungen aussprechen, für die S$1€e keinestfalls dıe Verbind-
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iıchkeıt lehramtlicher Aussagen beanspruchen. ber Bischöte genießen 1Un

einmal,; zumındest innerkirchlich, Autorıitäat, un können S1e nıcht verhindern,
da{fß ıhre Empftehlungen politischer Art auch Waften 1mM polıtischen Tageskampf
werden. Andererseıts sind die allgemeıner un: prinzıpieller gehaltenen Aussagen
iın Gefahr, überhört werden der polıtisch sterıl un folgenlos mA bleiben. Mır
111 scheinen, 1m Bereich programmatıscher politischer Forderungen un Empfeh-
lungen sollten sıch dıe Bischöte eher iın den Grenzen halten, dıe sıch die Deutsche
Bischofskonterenz auferlegt hat ber auch eıne 1im Bereich der Friedensethik
bleibende kirchliche Friedensverkündigung mu{fß den Handlungsbedingungen des
Politischen gerecht werden. Dıies 1sSt 1mM Zusammenhang mMIı1t Abrüstung insofern
der Fall,; als ın den TLexten Gleichgewichtigkeıit, Gegenseıitigkeit un Kontrolle als
unabdıngbar erscheıinen. Nur bleibt das damıt vorausgeseLlzie Politikverständnis
verschlüsselt, CS wırd nıcht 1n eıner für den Nıchtfachmann verständlichen Weıse
eigens entfaltet, W1€e 1m nächsten Abschnıitt belegt werden soll

Polıitics Politik als spezıfıscher Handlungsmodus
Wır haben ben schon gesehen (Abschnitt 2) da{fß 1n den austührlicheren Texten

das Politische als spezifischer Handlungsmodus durchaus ist, das heıißst, N

wırd sıchtbar, ın der kiırchlichen Friedenslehre Politik ıhren systematischen Ort
un ınwiıetern s1e eınen legıtımen Handlungsraum hat In bezug auf Friedenssiche-
runs wırd 1es in den TLexten sehr deutlich, WENN dıe Kunst der Dıplomatıie und
der Kompromifssuche appelliert wiırd (USA S/7, deutsche Biıschöte 41 und 55,
58{f.: Niederlande 146, Frankreıich 18 mıiıt dem eindrucksvollen Vergleıch, der
Dialog zwiıischen Schwerhörigen sel eın Fortschritt gegenüber dem Dialog Z7W1-
schen Tauben). Im Text der Deutschen Bischofskonterenz 1St dabe] ausdrücklich
die ede VO  - Polıitik ach der „Goldenen Regel“ (41 E: W as spaterer Stelle
erläutert wırd durch das Erfordernıis politischer Kommunikatıon, das Interesse
und die Perspektive der anderen Seıte verstehen wollen (50 un 53 speziell
betreffs Rüstungsmafßsnahmen). Im amerikanıschen Pastoralbrief wırd früherer
Stelle schon ausdrücklich eingeräumt, CS se1l wenıg klar, Ww1e das prinzıpielle Neın
ZU Atomkrieg ın politische Entscheidungen und ın staatlıche Polıitik umgesetzt
werden könne (58)

Die gleiche Einsıicht 1ın den Wegcharakter des Friedens und damıt ın dıe
Notwendigkeıt ständıgen polıtischen Handelns seıner Sıcherung ergibt sıch AUS

dem vielfach teıls ausgesprochenen, teıls VOI'3.USgCSCIZ(ICH Gedanken, Friede sE€1
nıcht Konfliktlosigkeıit, sondern gewaltlose Konfliktregelung, welche ständıgen
Dıalog un Kompromifßsuche ach gegenselt1g anerkannten Regeln erfordere
(USA 35 Österreich 189/4192: Belgien 218, Bundesrepublık 9 Frankreich 174.)
Der amerikanısche Text enthält darüber hınaus die VO Zweıten Vatikanıischen
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Konzıil (Gaudiıum eit SPCS Nr [}} übernommene tiefere Einsıicht, Friede se1l nıcht
sehr erreichbares Ziel als vielmehr Bedingung menschlicher Weltgestaltung (36)

Leider wırd dieser Sahz entscheıidende Gedanke nıcht unmıiıttelbar, sondern LLUT

auf Umwegen für das Verständnıis VO  } Friedenspolitik truchtbar gemacht. Denn
eintach ausgedrückt heiflßt dies doch wohl, da Friede, anders als 6S heute
verbreıtete emotıional grundıerte „Friedensaktionen“ wahrhaben wollen, nıcht
den Problemen und Konflikten der Staaten und Völker vorbeı gleichsam als 1ın sıch
stehendes Gut erreichbar der Sar machbar ist“ da{ß GT vielmehr eıne Art un Weıse
des Umgangs mıt den Problemen un!: Kontlikten darstellt. Darın steckt eıne
gewichtige Korrektur des posıtıven, des eENtgreNzZtieEN Friedensbegriffs, dem 1n ihrer
Weıse, W1e€e oben dargestellt, auch die Biıschofsworte anhängen; eıne notwendige
Korrektur, 1aber leiıder, WwW1e ıch tınde, für polıitisch praktıkable Friedensethik 1ın
unseren Texten nıcht austormulıiert. W as bedeutet eLtwa Friede als Modus der
Behandlung des Ost-West-Konftlikts, unbeschadet seıner ıdeologisch-ordnungs-
polıtıschen un programmatıschen Seıte, VO der oben die ede war ” ıbt CS

tragfähıge Regeln friedlicher Koexıstenz der iın ıhren Grundüberzeugungen1-

einbaren 5Systeme, deren Beachtung etwa auch schrıittweise Abrüstung möglıch
machen würde?

Solche Fragen machen deutlıich, da{fß praxısrelevante Friedensethik sıch nıcht
damıt begnügen darf, den Raum tür polıtisches Handeln abzustecken, dafß S1e
vielmehr auch dieses Handeln selbst, ınsbesondere als Konftlikthandeln un als
Machthandeln, reflektieren mu Dıies 1St ın der bısherigen kırchlichen Friedens-
lehre wen1g geschehen und geschieht auch 1n den Bischofsworten wenı1g.
Wohl tıragen diese, W1€e gezeligt, der Notwendigkeıt eınes zewıssen Machtgleichge-
wıchts Rechnung. Die deutschen Bischöfte wenden sıch, worın ıhnen die franzÖösı1i-
schen zustımmen, darüber hınaus ausdrücklich einseılut1g erklärten Verzicht
autf Schutz un Wıderstand, weıl 1€eSs als Eınladung ZUT polıtıschen Erpressung
verstanden werden könnte (40) In bezug autf Rüstungspolitik tormulieren s1e das
Prinzıp der Gegenseıtigkeit (55) Die Biıschöfe der DDR unterscheiden zwıschen
einem Gleichgewicht der Kräfte und einem Gleichgewicht des Schreckens
WwOomıt offenbar eine posıtıve Funktion beigemessen wırd ber eıne
prinzıpielle un ethisch fundierte Auseinandersetzung mıt dem Phänomen der
politischen Macht sucht INan in den TLexten vergebens.

Im ext der Japanıschen Biıschöfe, miıt dem INnan 1m übrıgen, W as seın Politikver-
standnıs betrifft, wenıgsten zufrieden se1ın kann, tindet sıch die interessante
Bemerkung, „dafß Streitigkeiten SS annn beginnen, WEeNN Menschen sıch
entun und Gruppen bılden“ Der Gedanke wırd 1aber nıcht weıtergeführt
und AdUSPCWETTEL.

Man mülfßste sıch doch eLtwa tolgender Überlegung stellen: Grofßgruppen un
polıtische Verbände sınd LL1UT dadurch, da{fß S1e mächtıig sınd, das heißt, da{fß iıhre
Führungsorgane 1ın der Lage sınd, Rechte und Interessen der VO  e ıhnen Repräsen-
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Jlerten iın den Kontext der Auseinandersetzung mıt anderen Grofßgruppen e1INZU-
bringen. Dıies können sS1e NUurL, WenNn andere S1€e nıcht T: Unterwerfung zwıngen
können. Im nneren 1€eSs verhindern 1St Grundfunktion staatlıch gESELZLE
Rechtsordnung. In den ınternatıonalen Beziehungen oıbt es bıs heute als außerste
Möglichkeıt, sıch der Erpressung und Unterwerfung entziehen, die Verteıidi-
gung MmMiıt Waftten. dieser Zustand überwunden werden kann, ist, WwW1e€e oben
dargestellt, das Grundproblem eıner künftigen Weltfriedensordnung. Jedenfalls 1st
eın durch staatlıche Gewalt gesicherter Rechtsschutz oder Verfügung ber eigene
Gewalt ZWAar nıcht der Kern, nıcht das Wesen, aber dıe Bedingung VO Machthan-
deln 7zwiıischen Grofßgruppen und polıtıschen Verbänden. Unterwerfung beseitigt
nıcht die Macht, sondern 1bt remder Macht Raum.

Gewi( entspringen A4US dem damıt unvermeıdlichen Rıngen VO  3 Mächten
friedensgefährdende Praktiken Ww1e Vormacht-, Übermacht- un Unterwerfungs-
streben ebenso W1e Angst, Abgrenzung un Feindseligkeıt. uch legıtıme Gewalt
1St eın gefährliches Miıttel (französısche Bischöfe 15) ber die 1n kiırchlichen
Verlautbarungen vorherrschende moralısıerende ede VO Macht übersıeht, dafß
L1UT in eiınem gewissen Machtgleichgewicht erträgliche, autf Prinzıpıien W1e€e Gegen-
seıtigkeıt un Zumutbarkeit beruhende soz1ıale Zustände erreichbar sınd An
diesen Bedingungen polıtischen Friedens haben auch die modernen W aften nıchts
geändert. Insotern 1St Politik als Machthandeln auch ethischem Aspekt eine
hohe Aufgabe un: Kunst, un sS1e 1St gerade der modernen Woaffenentwick-
lung auts höchste gefordert.

Man ann nıcht behaupten, 1es se1 1n uNseTICeN TLexten nıcht gesehen. ber WeTr

dem Problem politischer Friedenssicherung gerecht werden wıll, muf{fß 6S deutlicher
Sagch, als 1es durchweg geschieht. Friedensethik 1St Ethik des Machtgebrauchs. Es
o1bt allerdings 1n der christliıchen Gesellschaftslehre katholischer Praägung bisher
eın genügend enttaltetes begrifflich-theoretisches Instrumentarıum ZUuUr Beschrei-
bung un: Bewertung VO  ) Politik. Gerade dıie Friedensproblematik zwıngt dazu, N

entwickeln, un: die bısherigen päpstlichen Aussagen ZUT Friedensproblematık
sınd ebenso Schritte aut diesem Weg W1€e die 1er untersuchenden bischöflichen
Lexte.

In letzteren wırd eın ZEWISSES politisches Defizıt auch bemerkbar, das
Verhältnis VO Abschreckung und konventioneller Bewaffnung angCc-
sprochen wiıird Die 1n der öffentlichen Diskussion un 1n offizieller Polıitik übliche
Kennzeichnung der Massenvernichtungswaliten als polıtische Waffen erscheınt in
uUuNseTECN Lexten moralıschem Aspekt bekanntlich als Forderung, diese
Waffen dürften jedenfalls NUr der Kriegsverhütung diıenen: eben darın liegt ıhre
politische Funktion. Da{iß s1€e diese L1UT ertüllen, WEeNN die Bereitschaft ZU Eınsatz
glaubhaft angedroht wırd, 1St eıne derzeıt unauflösbare Aporıe. Die französıschen
Bischöfe führen AaU», Drohung bedeute nıcht FEınsatz 134°) Selbst die amerıikanı-
schen un dıe nıederländischen Bischöfe, die stärksten Kritiker des Abschrek-
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kungskonzepts, respektieren dıe 1n dieser rage für Polıitik notwendige Unklarheit
(ambıgulty) als Bedingung der abschreckenden Wiırkung. Dennoch scheıint mır,
das Rısıko der Abschreckung un die Getahr der Katastrophe stünden 1mM
Vergleich ZUT: polıtischen Funktion der Woaffen allzusehr 1im Vordergrund.

Gewiß mu{f( I1an den Bischöfen das Recht zubillıgen, Ja die Pflicht zuschreıben,
die Paradoxıe Abschreckung moralısch bewerten und nachdrücklich
darauf hinzuweısen, dafß diese Grenzsıtuation der Menschheit den Politikern die
Pflicht auferlegt, Wege suchen, dıe AaUuS der Geftahr herausführen un die
Friedenssicherung mıiıt anderen Mıtteln möglıch machen. ber eben diese Polıitik
ISst geknüpft die Bedingung heutiger Kriegsverhütung. Deshalb mMUu: Friedens-
ethık darauf achten, da{fß S1€e nıcht ıhrerseıits die Bedingungen ihrer künftigen
Verwirklichung authebt. Schon melden sıch innerkirchlich Stimmen, die
Berutung aut Konzıl und Bischofsworte erklären, diıe „Frist“ der Duldung

Abschreckung se1 abgelautfen. Damıt 1St die Cu«c Aufgabe, VOT der Polıitik
heute un auf absehbare eıt steht, prinzıpiell verkannt. Wer die „Frist“ zeıtlich
fixiert, ordert die andere Seıte geradezu auf, abzuwarten, bıs WIr S1e für beendet
erklären und u1l$s durch Verzicht autf Abschreckung preisgeben. Die
Watfen waren damıt übrigens nıcht AdUus der Welt Auf die moralısche Verurteilung
der Abschreckung, die mıt zunehmendem ruck auch VO Biıschöfen
gefordert wırd, wiırd der Politiker antworten mussen, da{fß jede andere Machtkon-
stellatıon, WeNnNn s$1e den Krıeg wahrscheinlicher machen würde, wenıger
verantworten ware als die Jjetzıge. Andererseıits muf{fß iINan den Politikern ach-
drücklich SapcCh, da{ß WIr die moralısche und politische Kraft un Klugheıt
aufbringen mussen, die heutige Sıtuation durch Friedensförderung umzuwandeln;
ohne diesen Versuch verlıeren WIr das Recht, uns durch aAtOmare Abschreckung
sıchern.

Der 1InweIıls autf dieses Grundproblem sollte verdeutlıchen, sıch der
Bestimmung des Verhältnisses VO  - und konventioneller Friedenssiche-
Iung 1ın uUnLlseren TLexten ablesen laßt, wıeweılt sS$1e dem polıtıschen Charakter der
Atomwaffen Rechnung tragen. Hıerin z1bt 6S LLUT teilweıse Übereinstimmung.

Während die cieutschen und die ftranzösıschen Bischöfe ausdrücklich davor WarhncCnh, ber dem
Problem der Waften dıe Getahr des konventionellen Krieges übersehen (Deutsche
Bıschofskonferenz 50£.. tranzösısche 6), stehen tür die amerikanıschen und dıe nıederländischen
Bıschöfe Rısıko un! Schrecken der Atomwaftten 1m Vordergrund der Erörterung. Beıide sınd
Umständen bereıt, eıne Stärkung der konventionellen Verteidigung akzeptieren, wenn das Atom-
kriegsrisiko dadurch gemindert wırd (USA 8 E) Nıederlande 141 0} uch die belgischen Bischöfe stellen
zumındest dıiese Frage Der amerikanısche Pastoralbriet weıst aber doch schon Begınn des
entsprechenden Abschnitts aut dıe Gefahr hın, dıe blofißse Reduktion VO  - Kernwaften könne den
konventionellen Krıeg wahrscheinlicher machen (83); un! Ende der eindringlichen Erörterung
des Problems tormuliert dıe Erkenntnıis, Minderung der Waften habe Erfolgsaussichten 1L1UT

ZUusammen mıt Spannungsminderung und Reduzierung auch der konventionellen Küstung.
Dies 1St nıchts anderes als die Deftinıition des Konftlıikts als eınes polıtischen un

1Ur polıtisch lösenden, in welchem Konflikt ıtOMAare W aften heute die Funktion
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haben, seine politische Behandlung überhaupt erst ermöglichen, namlıch durch
Verhinderung der kriegerischen Austragung. hne diese Woaffen ware der Kontflikt
höchstwahrscheinlich längst mıiılıtärisch ausgetragen worden. Ich habe nıcht den
Eındruck, da{fß 1eSs dem Durchschnuittsleser unserer Texte hinlänglich klar Wırd,
auch nıcht 1im amerıkanıschen Text: zumal da dieser seıne konkreteren Forderun-
SsCH Sahnz auf den Abbau des Arsenals konzentriert hat 77)

Polıitisch gründlıchsten durchdacht scheıint mır dıe 1n dem knappen Oster-
reichischen Text vorgeschlagene und begründete Reihenfolge VO  a} Abrüstungs-
ma{ißnahmen: Zuerst dıe SOgENANNLTLEN Grauzonen- bzw Mıttelstreckenwaffen.
annn konventionelle, ala strategiısch-atomare Waften (190 Dıieser Vorschlag
resultiert aus der Erkenntnis, da{fß die Grauzonenwalften, W as auch der Begritf
ausdrückt, wenıgsten VO den bısherigen beiderseitigen Bemühungen
polıtische Rüstungskontrolle ertafßt sınd, da{fß s$1e ZALT: Abschreckung wenıgsten
notwendıg sınd un sıch daher ehesten polıtischer Erpressung eıgnen. Der
konventionellen Rüstungsminderung wiırd eıne Schlüsselfunktion auch tür die
Mınderung der Atomkriegsgefahr zugesprochen; enn die Stationierung VON

tomwaften ın Europa wurde und wırd VO Westen mıiıt seıner konventionellen
Unterlegenheıt begründet. Der Abbau der atomar-strategischen Arsenale wiırd
dritter Stelle un schrittweise gefordert 1n Respektierung ıhrer offenbar ABn eıt
nıcht ersetzbaren kriegsverhütenden Funktion.

So zeıgen diese „Erläuterungen“ YARR Friedensappell der österreichischen
Bischöfe das Bemühen, Friedensethik als auf die Sıtuation bezogene polıtısche
FEthik konkretisieren, das heißt, nıcht 1: Mılıtärstrategie un Waffen 1mM Licht
moralıscher Prinzıpien beurteilen, sondern auch 1mM Kontext ıhrer polıtıschen
Funktion ın eıner bestimmten Konstellatıiıon, und moralısche Forderungen auch
auf ıhre politischen Folgen hın bedenken. Ich behaupte nıcht, dieses Bemühen
werde nıcht auch ın den anderen Texten siıchtbar. Das Rıngen die Begründung
VO Krıterien ZUr Beurteilung Abschreckung 1n den Texten der amerıka-
nıschen, der nıederländıschen, der französıischen un der deutschen Bischöfe zeıgt
vielmehr, da{fß I1an den Zielkonflikten nıcht ausgewıchen 1St Dennoch bleibt der in
UÜTISCLEGT Untersuchung vielen Beispielen belegte Gesamteıindruck, der
sewn(ß bedrückenden Perspektive eıner mögliıchen Katastrophe se]en VON

den Bischöfen dıe Handlungsprobleme politischer Friedenssicherung weniger
bedacht worden als die moralısche Beurteilung VON Strategıen un Wafftfen.

Abschlufsüberlegungen
Friedensethik mulfß, WEeNn s1e polıitisch wırksam werden soll; Ethıiık des Polıti-

schen se1N; das heißt, sS1e mu{fß sıch auf die spezıfischen Bedingungen der Ordnung
und Sıcherung menschlichen Zusammenlebens ın und zwıschen polıtıschen Ver-
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bänden einlassen. Dıies heißt nıcht, FEthik solle sıch abfinden mıt eiınem naturalısti-
schen Politikverständnıis, MI1t der oft wöltischen Faktizıtät des polıtischen Kamp-
tes Wohl aber mu{( s1e sıch auseinandersetzen MIt der Unvermeıdbarkeıt VO

Konflıkten, MIt der Notwendigkeıt VO  =) Machtdisposıtion 7zwischen Großgruppen
und polıtischen Verbänden als Bedingung korrespondierender Soz1ialverhältnisse
und miıt der Notwendigkeıt VO Zwangsgewalt als Bedingung für die Durchsetz-
arkeıt VO Recht un: für die Sıcherung VO Frieden. Ethik des Politischen darf
nıcht als moralıscher Überbau ber diesen Tatbeständen und den damıt gegebenen
Problemen schweben, sondern mu{( s1e durchdrıingen. ber Zielvorstellungen un
Ordnungsfragen hınaus mufß S1e deshalb auch Fragen des polıtischen Handelns als
Kontfliıkthandeln, als Interessenwahrnehmung und als Kompromuifssuche SOWI1e als
Dıisposıtion VO  } Macht erortern. Macht Alßt sıch nıcht durch moralische Anstren-
Zung beseıtigen, s1e mufß vielmehr moralısch-politisch durchdrungen un kontrol-
hert werden. Friedensethik als Ethik des Politischen mu{fß viel mehr, als 1es bısher
geschehen 1st, als eıne Ethik des Machtgebrauchs entwickelt werden.

Wenn ıch SapC, die vorliegenden Bischofsworte Z Friedensproblematık WUur-
den diesen Erfordernissen LLUTL teilweıse gerecht, annn 1St das wenıger eıne Kritik als
vielmehr 1nweIıls auf den derzeıtigen Entwicklungsstand kırchlicher Friedensleh-

Zielvorstellungen werden In UÜHSCIEGIN Texten relatıv breit un grundsätzlıch
behandelt, Ordnungsiragen schon knapper und 1U  a teilweıse. Im Vorder-
grund steht die Entwicklung moralıscher Kriterien ZUr Beurteilung heutiger Polıitik
der Kriegsverhütung 1m Abschreckungssystem. Ich MUu offenlassen, ob diese
Akzentsetzung erfolgte, eınen gewn5 vorhandenen Nachholbedarf befriedi-
SCIL, un:! wıeweıt eın auch iınnerkirchlich vorhandener öffentlicher Meınungsdruck
seine Wırkung hat Jedenfalls werden 1in den Texten dıe Handlungsprobleme
politischer Friedenssicherung gleichsam LLUTL als Randbedingungen angesprochen.
Fuür den Kenner der aterıe sınd s1e ın einıgen uUuNseTeTr 'Lexte durchaus andeutungs-
weıse auch systematısch VerOrtet; tür den Durchschnittsleser werden S1e als dıe
bleibenden Aufgaben der Friedenspolitik nıcht deutlich.

Gewiß annn 8893  ; CeNtIgESNCN, diese Überlegungen enthielten eiıne Überforderung
des kırchlichen Lehramts, se1l 05 hinsıchtlich seıner personellen un sachlichen
Möglıchkeıiten, se1l CS hinsichtlich seıner Kompetenz. Vieles VO dem, W as 1er als
Defizit ın den TLexten vermerkt wurde, Mag nıcht mehr Sache der Bischöte se1n. Es
ware sıcher keine ZuLE Entwicklung, WenNnn die Friedensthematik ınnerkirchlich
VO Lehramt monopolısıert wurde. Fur die weıtere Diskussion mMu deshalb
zweıerlel jedentalls beachtet werden:

Erstens sınd ın der Rezeption un Erorterung der Bischofsworte 1ın Offentlich-
eıt un! Politik Erganzungen und Konkretisierungen nötıg. Insbesondere mufß,
wenn die Worte polıtisch wırksam werden sollen, daftür orge werden,
dafß nıcht kurzschlüssıge Ubernahme un das Zitieren einzelner Passagen die
Notwendigkeit un: die Schwierigkeıten politischer Erorterung und Entscheidung
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überspringt. Allzuoft wırd heute ın der innerkirchlichen W1e€e iın der öffentlichen
Friedensdiskussion Politik zwıischen Moral un Katastrophenangst ausgeblendet.
Dem vornehmlıich polıtisch Argumentierenden wırd ständıg die moralısche bzw
relıg1öse Begründung seıiner Posıtion abverlangt, während die vornehmlich Mora-
lısıerenden sıch häufig weıgern, die polıtischen Konsequenzen ıhrer moralıschen
Forderungen bedenken.

Zweıtens scheint MI1r für die Weıterentwicklung der kırchlichen Friedenslehre
eıne CNSC un: ıntensıve Kooperation der Träger des Lehramts nıcht 1Ur mıt
Theologen un: Ethikern, sondern auch mıt politisch Verantwortlichen SOWIEe mıiıt
sOoz1alwissens haftlıchen Fachleuten dringend ertforderlich. In den meısten der jer
untersuchten Bischofsworte sınd 1m Anmerkungsteil LLUT kırchliche Dokumente
zıtlert. Der französısche Text Rande einıge profane Lıteratur, 1Ur der
amerıkanısche Pastoralbrief beruht ın manchen Passagen neben den auch 1er breit
ausgewerteten un zıtlerten kırchlichen Verlautbarungen auf der Auseinanderset-
ZUuNg mıt Fachliteratur SOWIe mı1t polıtıschen Posıtionen un Dokumenten. Das
Grundproblem, VOT dem die Kırche 1er steht, nämlıch WI1e S1e ıhre Botschaft 1ın
weltlichen Problembereichen wırksam machen annn hne talschen biblischen
Fundamentalismus eınerseıts, hne polıtisch abgezweckte Ideologisierung der
Botschaft andererseıts, dieses Problem ann LLUTr gelöst werden ın Koopera-
t10on zwıschen Bıschöfen, Theologen und den in den weltlichen Sachbereichen
verantwortlich tätıgen Laienchristen.

ME  NGEN

Die 1er vorgelegte Untersuchung verdankt ıhre Entstehung eiınem 5Symposium, das das Institut tür Theologie und
Frieden Ernst-] Nagel, Hamburg-Barsbüttel) und die Wiıssenschaftliche Kommıissıon des Katholischen Arbeitskrei-
scCs Entwicklung und Frieden 1Im Dezember 983 1n Oonn der Thematik „Katholische Bıschofskonferenzen ZU)

Thema Frieden“ veranstalteten. Es handelt sıch die überarbeitete Fassung eines dort vorgetragenen Refterats.
Die Texte werden 1mM folgenden immer zıtiert ach eft 19 der Reihe „Stiımmen der Weltkirche“: Bischöfe Z.U]

Friıeden, hrsg. Sekretariat der Dt Bischoftfskonferenz onn der Text der FAanz: Biıschofskonferenz und der
VO' England und Wales 1mM Ergänzungsheft 19 A; der Text der Dt Biıschoftskonferenz wırd zıtlert ach der amtlichen
Ausgabe VO: 15  E 1983 Gerechtigkeıt chafft Frieden.

Vgl E- Czempiel, Nachrüstung und Systemwandel, 1n : Aus Polıitik und Zeıtgeschichte. Beılage ZUEE: Wochen-
zeıtung „Das Parlament“, Nr. 5/1982

Diese Ausführungen stutzen sıch ZU Teıl auf Aussagen, die auf der 1ın Anm geNaANNLEN Konterenz VO:!

Repräsentanten der verschıedenen Länder gemacht wurden.
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